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Die  EU-Kommission  hat 
vor wenigen Tagen ihre so-
genannte Klima-Roadmap 2050 vorgestellt. 
Sie zeigt damit, dass durch gezielte Investi-
tionen in innovative Energie- und Mobilitäts-
märkte Energiekosten gespart, Wettbewerbs-
vorteile und Arbeitplätze geschaffen werden 
können. Wie immer werden jetzt Stimmen 
laut, die Klimaschutz ohnehin für unsinnig 
halten und die argumentieren, dass europäi-
sche Aktionen im globalen Wettbewerb zu 
Wettbewerbsnachteilen und Arbeitsplatzver-
lusten führen. Dabei ist Europa mit seinem 
Engagement im Klimaschutz keineswegs 
allein. Angefangen bei China investieren 
Länder weltweit massiv in die neuen Märkte. 
Überraschend ist daher, dass immer mehr 
renommierte Ökonomen ernsthaft vorschla-
gen, dass die Wirtschaft (oder der Bürger?) 
statt in Klimaschutzmärkte lieber in Anpas-
sungsstrategien investieren sollten. 
Sicherlich ist es nicht falsch, dass man sich 
auf extreme Naturereignisse gut vorbereitet. 
Doch nicht zuletzt das Erdbeben in Japan 
zeigt, dass es auch bei der besten Anpas-
sungsstrategie kaum möglich ist, wirtschaft-
liche Schäden zu vermeiden. Investitionen 
in Klimaschutzmärkte sind hingegen öko-
nomisch sinnvoll. In keinen anderen Sektor 
werden mehr Investitionen notwendig sein als 
in die zukunftsweisenden Energie- und Mobili-
tätsmärkte. Somit ist es richtig, dass Europa 
sich ambitionierte Ziele setzt und dafür unge-
fähr 1,5 Prozent des jährlichen Sozialprodukts 
zusätzlich zu den laufenden Investitionen in 
Höhe von 19 Prozent des Sozialprodukts für 
den Klimaschutz aufwenden will – China in-
vestiert übrigens doppelt so viel. 
Vorrang bei den Investitionen sollte die 
deutliche Verbesserung der Energieeffizienz 
haben. Rund 20 Prozent mehr Energieef-
fizienz sollen nach den Vorstellungen der 
EU-Kommission bis 2020 erzielt werden, 
erreicht wurde bisher nur knapp die Hälfte. 
Wenn diese Effizienzverbesserungen erfüllt 
werden, könnten die Emissionen bis 2020 
um bis zu 25 Prozent vermindert werden. 
Doch wie will man dies erreichen? Die 
Kommission sieht die größten Potentiale 
zu Recht bei der Gebäudeenergie, gefolgt 
vom Verkehrssektor. Insbesondere durch 
die Verbesserung der Gebäudeisolierung 
kann der Energieeinsatz optimiert werden. 
Ob es allerdings ausreicht, dass jedes Mit-
gliedsland nur unverbindliche Effizienzziele 
vorgibt und bei den öffentlichen Gebäu-
den Vorbild ist, ist zu bezweifeln. Wir se-
hen in Deutschland, dass trotz konkreter 
Ziele hohe Investitionen gescheut werden. 
Wichtig ist es deshalb, dass die staatliche 
Unterstützung deutlich verbessert wird. In 
Deutschland heißt dies, dass die KfW-CO2-
Gebäudesanierungsgelder wieder deutlich 
erhöht werden. In der Summe gesehen ist 
die EU-Roadmap wichtig und richtig. Sie 
gibt das generelle Ziel vor, die Wege können 
holprig sein oder durch Umwege erschwert 
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